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Umsatzsteuer . Vorsicht bei Verkäufen über "eBay" 
 
Mit seinem Urteil vom 26. April 2012 hat der BFH entschieden, dass beim Verkauf einer Vielzahl von 
Gebrauchsgegenständen über mehrere Jahre über die Internet-Plattform "eBay" eine nachhaltige, 
unternehmerische und damit umsatzsteuerpflichtige Tätigkeit vorliegen kann. 
 
Die Klägerin, eine aus einem Ehepaar bestehende Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), ver-
äußerte über "eBay" Gegenstände unterschiedlicher Produktgruppen (u. a. Briefmarken, Puppen, 
Modelleisenbahnen, Kunstgewerbe, Schreibgeräte, Porzellan, Software, Fotoartikel, Teppiche) sowie 
Gegenstände, die sich keiner gesonderten Produktgruppe zuordnen ließen. Hieraus erzielte sie im 
Jahr 2001 aus 16 Verkäufen ca. DM 2.200,00, im Jahr 2002 aus 356 Verkäufen ca. € 25.000,00, im 
Jahr 2003 aus 328 Verkäufen ca. € 28.000,00, im Jahr 2004 aus 226 Verkäufen ca. € 21.000,00 und 
bis zur Einstellung der Tätigkeit im Sommer 2005 aus 287 Verkäufen ca. € 35.000,00. Das Finanzamt 
behandelte die Verkäufe in den Jahren 2003 bis 2005 als nachhaltige und somit unternehmerische 
Tätigkeit. Das Finanzgericht (FG) wies die hiergegen gerichtete Klage ab. 
 
Die grundsätzliche Frage, ob es sich bei derartigen Verkäufen über "eBay" um eine unternehmerische 
Tätigkeit handeln kann, bejahte der BFH. Er hat dabei seine Rechtsprechung fortgeführt, wonach die 
Nachhaltigkeit einer Tätigkeit nach dem Gesamtbild der Verhältnisse zu beurteilen ist, wobei eine 
Reihe verschiedener, nicht abschließend festgelegter Kriterien zu würdigen ist. Die Würdigung des 
FG, wonach die vorliegende Verkaufstätigkeit nachhaltig ist, sei möglich und daher revisionsrechtlich 
nicht zu beanstanden. 
 
Eine Zurückverweisung der Rechtssache an das FG zur erneuten Entscheidung war jedoch erforder-
lich, weil die Feststellungen des FG nicht ausreichten, um beurteilen zu können, ob tatsächlich die 
GbR oder nur der Ehemann im Rechtsverkehr aufgetreten ist. Außerdem kam bei einigen Ver-
äußerungen die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes in Betracht. 
 
 
Kinderbetreuungskosten . Verwaltung erläutert die neue Rechtslage ab 2012 
 
Die gesetzlichen Regelungen zur steuerlichen Berücksichtigung von Kinderbetreuungskosten wurden 
durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 umfassend geändert. In einem Anwendungsschreiben 
vom 14. März 2012 hat das Bundesfinanzministerium nun zu der ab dem Veranlagungszeitraum 2012 
geltenden Neuregelung Stellung bezogen. Nachfolgend werden die aus unserer Sicht wichtigsten 
Aspekte dargestellt. 
 
Änderungen im Überblick 
 
Eltern können Betreuungskosten für zum Haushalt gehörende Kinder, die das 14. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, steuerlich geltend machen – aber nicht unbeschränkt, sondern nur zu zwei 
Dritteln und bis zu € 4.000,00 pro Kind und Jahr. Eine Altersunterscheidung findet ab dem Veran-
lagungszeitraum 2012 nicht mehr statt. Darüber hinaus werden Aufwendungen für Kinder berück-
sichtigt, die wegen einer vor Vollendung des 25. Lebensjahres eingetretenen körperlichen, geistigen 
oder seelischen Behinderung außerstande sind, sich selbst zu unterhalten. Sofern die Behinderung 
vor dem Jahr 2007 eingetreten ist, wird auf das 27. Lebensjahr abgestellt. 
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Ab dem Veranlagungszeitraum 2012 spielen die persönlichen Anspruchsvoraussetzungen der Eltern 
(z. B. Erwerbstätigkeit) für den Abzug von Kinderbetreuungskosten keine Rolle mehr. Ein weiterer 
Kern der Neuregelung ist, dass die Aufwendungen nicht mehr wie Betriebsausgaben oder Werbungs-
kosten, sondern nur noch einheitlich als Sonderausgaben abziehbar sind.  
 
Tipp: Die Umstellung auf Sonderausgaben hat keine Auswirkungen auf außersteuerliche Normen. 

Dafür sorgt eine ergänzende Regelung, wonach die Begriffe „Einkünfte“, „Summe der Ein-
künfte“ und „Gesamtbetrag der Einkünfte“ für außersteuerliche Zwecke (z. B. Wohngeld) um die 
Kinderbetreuungskosten zu mindern sind. 

 
Begünstigte Kosten 
 
Zu den berücksichtigungsfähigen Aufwendungen gehören Kosten für die behütende oder beauf-
sichtigende Betreuung, d. h. die persönliche Fürsorge für das Kind muss der Dienstleistung erkennbar 
zugrunde liegen. Die Finanzverwaltung berücksichtigt demnach z. B. Aufwendungen für 
 
Ø die Unterbringung in Kindergärten, Kindertagesstätten, Kinderheimen sowie bei Tagesmüttern, 
Ø die Beschäftigung von Erzieher(inne)n und Kinderpfleger(inne)n und 
Ø die Beschäftigung von Hilfen im Haushalt, soweit sie ein Kind betreuen. 

 
Nicht begünstigt sind Aufwendungen für Unterricht (z. B. Schulgeld, Nachhilfe-, Fremdsprachen-
unterricht), die Verpflegung, die Vermittlung besonderer Fähigkeiten (z. B. Computerkurse) und sport-
liche oder andere Freizeitbetätigungen. Wird ein einheitliches Entgelt sowohl für die Kinderbetreuung 
als auch für andere Leistungen gezahlt, ist gegebenenfalls eine Aufteilung im Schätzwege vorzu-
nehmen. Von einer Aufteilung kann abgesehen werden, wenn die anderen Leistungen von unterge-
ordneter Bedeutung sind.  
 
Tipp: Eine schätzungsweise Aufteilung ist nicht zulässig, wenn die Eltern Beiträge für die Nach-

mittagsbetreuung in der Schule, die nicht nur die Hausaufgabenbetreuung umfasst, entrichten. 
Hier wird ein steuerlicher Abzug der Aufwendungen nur dann anerkannt, wenn eine Auf-
schlüsselung der Beiträge vorliegt. 

 
Erforderliche Nachweise 
 
Der Abzug von Kinderbetreuungskosten setzt regelmäßig voraus, dass der Steuerpflichtige eine 
Rechnung erhalten hat und die Zahlung auf das Konto des Leistungserbringers erfolgt ist. Dies ist auf 
Anforderung des Finanzamts nachzuweisen. Der Begriff der Rechnung ist dabei großzügig auszu-
legen, sodass beispielsweise ein schriftlicher (Arbeits-)Vertrag oder ein Gebührenbescheid des 
Kindergartenträgers ausreicht.  
 
Tipp: Barzahlungen werden von den Finanzämtern nicht anerkannt. 
 
Zuordnung der Aufwendungen 
 
Für den Abzug von Kinderbetreuungskosten als Sonderausgaben kommt es bei verheirateten Eltern, 
die zusammen zur Einkommensteuer veranlagt werden, nicht darauf an, welcher Elternteil die Auf-
wendungen geleistet hat oder ob sie von beiden getragen wurden. Bei nicht verheirateten, dauernd 
getrennt lebenden oder geschiedenen Eltern ist nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
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derjenige Elternteil zum Abzug berechtigt, der die Aufwendungen getragen hat und zu dessen 
Haushalt das Kind gehört. Trifft dies auf beide Elternteile zu, kann jeder seine Kosten grundsätzlich 
nur bis zur Höhe des hälftigen Abzugshöchstbetrags geltend machen. Eine einvernehmliche andere 
Aufteilung ist aber auf Antrag möglich. 
 
Tipp: Wenn von den zusammenlebenden, nicht miteinander verheirateten Eltern nur ein Elternteil den 

Kinderbetreuungsvertrag (z. B. mit der Kindertagesstätte) abschließt und das Entgelt von 
seinem Konto zahlt, kann dieses weder vollständig noch anteilig dem anderen Elternteil zuge-
rechnet werden. Ein Abzug der Aufwendungen ist in diesem Fall nicht möglich. Um die steuer-
liche Berücksichtigung nicht zu gefährden, sollte der Kinderbetreuungsvertrag in diesen Fällen 
von dem Elternteil, der die Aufwendungen tatsächlich trägt, (mit-)unterzeichnet werden. 

 
 
Lohnsteuer . Übernahme der Gebühren für ein berufsbegleitendes Studium 
 
Sofern Arbeitgeber Studiengebühren für ein berufsbegleitendes Studium übernehmen, stellt sich die 
Frage, unter welchen Voraussetzungen die Leistungen steuerfrei gewährt werden können. Das 
Bundesfinanzministerium hat diese Frage nunmehr mit seinem Schreiben vom 13. April 2012 beant-
wortet. 
 
Studiengebühren, die der Arbeitgeber für ein berufsbegleitendes Studium des Arbeitnehmers über-
nimmt, sind grundsätzlich lohnsteuerpflichtig. Steuerfrei ist die Übernahme allerdings dann, wenn sie 
im ganz überwiegenden eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers erfolgt. Dabei unterscheidet 
das Bundesfinanzministerium zwischen Ausbildungsdienstverhältnissen sowie beruflichen Fort- und 
Weiterbildungen.  
 
Ausbildungsdienstverhältnisse 
 
Ein berufsbegleitendes Studium findet im Rahmen eines Ausbildungsdienstverhältnisses statt, wenn 
die Ausbildungsmaßnahme Gegenstand des Dienstverhältnisses ist. Gehört die Teilnahme an dem 
berufsbegleitenden Studium demnach zu den Pflichten des Arbeitnehmers aus dem Dienstverhältnis, 
ist entscheidend, wer die Studiengebühren schuldet: 
 
Ist der Arbeitgeber Schuldner der Studiengebühren, wird ein ganz überwiegend eigenbetriebliches 
Interesse des Arbeitgebers unterstellt. Die Übernahme kann somit steuerfrei erfolgen. 

 
Ist hingegen der Arbeitnehmer Schuldner der Studiengebühren, wird ein ganz überwiegend eigenbe-
triebliches Interesse des Arbeitgebers unterstellt, wenn sich der Arbeitgeber arbeitsvertraglich zur 
Übernahme der Studiengebühren verpflichtet hat und er die Studiengebühren arbeitsvertraglich oder 
wegen einer anderen arbeitsrechtlichen Rechtsgrundlage (zeitanteilig) zurückfordern kann, sofern der 
Arbeitnehmer das Unternehmen auf eigenen Wunsch innerhalb von zwei Jahren nach dem Studienab-
schluss verlässt. 
 
Berufliche Fort- und Weiterbildungen 
 
Ein berufsbegleitendes Studium kann als berufliche Fort- und Weiterbildungsleistung des Arbeitgebers 
anzusehen sein, wenn es die Einsatzfähigkeit des Arbeitnehmers im Betrieb erhöhen soll. Ist dies der 
Fall, führt die Übernahme von Studiengebühren für dieses Studium nicht zu Arbeitslohn. 
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Für die Annahme eines ganz überwiegend eigenbetrieblichen Arbeitgeberinteresses ist es nicht er-
forderlich, dass der Arbeitgeber die Studiengebühren vom Arbeitnehmer zurückfordern kann. Darüber 
hinaus kommt es nicht darauf an, wer Schuldner der Studiengebühren ist. Ist der Arbeitnehmer 
Schuldner der Studiengebühren, ist die Übernahme allerdings nur insoweit steuerfrei, wie der Arbeit-
geber die Übernahme der zukünftig entstehenden Studiengebühren vorab schriftlich zugesagt hat. 
 
Tipp:  Sowohl bei Ausbildungsdienstverhältnissen als auch bei Fort- und Weiterbildungen hat der 

Arbeitgeber auf der ihm vom Arbeitnehmer vorgelegten Originalrechnung die Kostenübernahme 
sowie deren Höhe anzugeben. Eine Kopie der insoweit ergänzten Originalrechnung ist als 
Beleg zum Lohnkonto aufzubewahren. 

 
 
Lohnsteuer . Praxisfälle, die keine regelmäßige Arbeitsstätte begründen 
 
Arbeitnehmer können – wenn überhaupt – nur eine regelmäßige Arbeitsstätte haben. Diese neue 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs wendet die Verwaltung in allen offenen Fällen an. In einer 
aktuellen Verfügung vom 29. März 2012 veranschaulichen die Oberfinanzdirektionen Rheinland und 
Münster anhand zahlreicher Beispiele, wie die regelmäßige Arbeitsstätte nach der neuen Rechts-
auffassung zu ermitteln ist. Nachfolgend zwei Beispiele, in denen ein Arbeitnehmer überhaupt keine 
regelmäßige Arbeitsstätte hat und die Fahrtkosten somit nach Dienstreisegrundsätzen (€ 0,30 je 
gefahrenen Kilometer) ansetzen kann: 
 
Beispiel 1 
Ein angestellter Handelsvertreter erledigt Vor- und Nachbereitungsarbeiten jeweils freitags in den 
Büroräumen des Arbeitgebers. Der qualitative Mittelpunkt der Tätigkeit liegt im Außendienst. Bei ent-
sprechendem Nachweis wird die Einrichtung des Arbeitgebers nicht zu einer regelmäßigen Arbeits-
stätte. 
 
Beispiel 2 
Zum Aufgabenbereich des Filialleiters A gehört die Betreuung der Filialen in Köln und Düsseldorf. 
Montags und mittwochs sucht er die Filiale in Köln auf, dienstags und donnerstags die Filiale in 
Düsseldorf. Freitags erledigt er Büroarbeiten in einem im Wohnhaus befindlichen Arbeitszimmer. A hat 
keine regelmäßige Arbeitsstätte, weil er mehrere Einrichtungen des Arbeitgebers gleichmäßig auf-
sucht und dort jeweils qualitativ gleichwertige Arbeiten ausführt. Das Arbeitszimmer begründet bereits 
deswegen keine regelmäßige Arbeitsstätte, weil es sich nicht um eine Einrichtung des Arbeitgebers 
handelt. 
 
Hinweis: Würde A die Filiale in Düsseldorf hingegen auch freitags aufsuchen, stellt die Filiale in 
Düsseldorf eine regelmäßige Arbeitsstätte dar, weil A in dieser Filiale quantitativ (zeitlich) über-
wiegend tätig wird. 
 
Tipp: Die geänderte Rechtsprechung kann zu nicht unerheblichen Steuererstattungen führen, sofern 

Ihre Einkommen- bzw. Lohnsteuer bislang auf der Grundlage des "alten" Rechts ermittelt wurde 
und Einkommensteuerveranlagungen noch nicht durchgeführt wurden oder die Bescheide noch 
änderbar sind. 
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Fahrtenbuch . Mindestanforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 
 
Der BFH hat mit seinem Urteil vom 01. März 2012 entschieden, dass ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch insbesondere Datum und Ziel der jeweiligen Fahrten ausweisen muss und dass diesen An-
forderungen nicht entsprochen ist, wenn als Fahrtziele jeweils nur Straßennamen angegeben sind, 
auch wenn diese Angaben anhand nachträglich erstellter Auflistungen präzisiert werden. 
 
Die Klägerin, eine GmbH, hatte ihrem Gesellschaftergeschäftsführer F einen Dienstwagen überlassen. 
Sie begehrte im Rahmen der von ihr als Arbeitgeberin durchzuführenden Lohnsteueranmeldung, den 
für die Dienstwagenüberlassung anzusetzenden geldwerten Vorteil nicht mit der 1 %-Regelung, 
sondern auf Grundlage der von F geführten Fahrtenbücher zu versteuern. Die Fahrtenbücher wiesen 
allerdings neben dem jeweiligen Datum zumeist nur Ortsangaben auf (z. B. "F - A-Straße - F", "F - B-
Straße - F"), gelegentlich auch die Namen von Kunden (z. B. "F - XY - F", "Firma - Z - F") oder An-
gaben zum Zweck der Fahrt (z. B. "F - Tanken - F"), außerdem den Kilometerstand nach Beendigung 
der Fahrt und die jeweils gefahrenen Tageskilometer. Diese Angaben ergänzte die Klägerin nach-
träglich durch eine Auflistung, die sie auf Grundlage eines von F handschriftlich geführten Tages-
kalenders erstellt hatte. Diese Auflistung enthielt Datum, Standort und Kilometerstand des Fahrzeugs 
zu Beginn der Fahrt sowie den Grund und das Ziel der Fahrt. 
 
Während das Finanzamt das Fahrtenbuch als nicht ordnungsgemäß im Sinne des § 8 Abs. 2 Satz 4 
EStG beurteilte, war die dagegen vor dem Finanzgericht erhobene Klage erfolgreich. Das Finanz-
gericht hielt das Fahrtenbuch für ordnungsgemäß. Die Kombination aus handschriftlich in einem ge-
schlossenen Buch eingetragenen Daten und der zusätzlichen, per Computerdatei erstellten er-
läuternden Auflistung reiche noch aus, um den durch die Nutzung des betrieblichen Fahrzeugs anzu-
setzenden geldwerten Vorteil individuell zu berechnen.  
 
Die dagegen gerichtete Revision des Finanzamts war erfolgreich. Der BFH verwarf das Fahrtenbuch 
als nicht ordnungsgemäß, weil die Fahrten darin nicht vollständig aufgezeichnet sind. Eine solche voll-
ständige Aufzeichnung verlangt grundsätzlich Angaben zu Ausgangs- und Endpunkt jeder einzelnen 
Fahrt im Fahrtenbuch selbst. Dem genügten die Angaben im Streitfall nicht, da sich aus ihnen weder 
die Zieladresse noch der konkret besuchte Kunde ergaben. Bei dieser Art der Aufzeichnung waren 
weder Vollständigkeit noch Richtigkeit der Eintragungen gewährleistet. Angesichts dessen konnte es 
auch nicht ausreichen, die fehlenden Angaben durch eine erst nachträglich erstellte Auflistung nach-
zuholen. 
 
Tipp: Ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch muss zeitnah und in geschlossener Form geführt werden. 

Eine Lose-Blatt-Sammlung reicht nicht. Anzugeben sind Datum und Kilometerstand zu Beginn 
und Ende jeder einzelnen Fahrt; weiterhin Reiseziel, Reiseroute, Reisezweck und der Name der 
aufgesuchten Geschäftspartner. Ein in Form einer Excel-Tabelle geführtes Fahrtenbuch ent-
spricht nicht den gesetzlichen Anforderungen. Auch eine mit Hilfe eines Computerprogramms 
erzeugte Datei genügt den Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch nur dann, 
wenn nachträgliche Veränderungen an den zu einem früheren Zeitpunkt eingegebenen Daten 
technisch ausgeschlossen sind oder die Änderungen in der Datei selbst dokumentiert und offen 
gelegt werden. 
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Ferienwohnung: Typisierende Verlustanerkennung trotz Selbstnutzung? 
 
Entgegen der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs hat das Finanzgericht Niedersachsen die Über-
schusserzielungsabsicht bei der Vermietung einer Ferienwohnung trotz geringfügiger Selbstnutzung 
unterstellt. 
 
Im Streitfall vermietete ein Ehepaar eine Ferienwohnung über eine Vermittlungsgesellschaft. Dabei 
behielten sich die Eheleute eine dreiwöchige Selbstnutzung pro Jahr vor. Weil in den Jahren 1997 bis 
2005 nur erhebliche Verluste erklärt wurden, überprüfte das Finanzamt die Überschusserzielungs-
absicht anhand einer Prognoseberechnung über einen Zeitraum von 30 Jahren. Das Ergebnis war ein 
Totalverlust. Infolgedessen erkannte das Finanzamt die vorläufig berücksichtigten Verluste rück-
wirkend für alle Streitjahre nicht mehr an. Die Überprüfung der Überschuss-erzielungsabsicht, die bei 
ausschließlicher Vermietung an fremde Dritte grundsätzlich unterstellt wird, hielt das Finanzamt auch 
bei der nur geringfügig vorbehaltenen Selbstnutzung für geboten.  
 
Dieser Auffassung, die auf der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs basiert, ist das Finanzgericht 
Niedersachsen nun entgegengetreten. Nach seinem Urteil vom 07. März 2012 besteht kein Anlass, an 
der Überschusserzielungsabsicht eines Steuerpflichtigen zu zweifeln, der seine Ferienwohnung an 
zwei oder drei Wochen im Jahr selbst nutzt, sich dies nur vorbehält oder die Selbstnutzung auf übliche 
Leerzeiten beschränkt, aber auf der anderen Seite die ortsüblichen Vermietungstage in etwa erreicht 
oder sogar übertrifft. 
 
Auch das Finanzgericht Köln ist der Ansicht, dass eine Prognoseberechnung bei Verlusten nicht allein 
deshalb vorzunehmen ist, weil sich der Eigentümer eine Selbstnutzung nur für die Zeiten außerhalb 
der Saison vorbehalten hat (Urteil vom 30. Juni 2011). 
 
Der vorbehaltenen Selbstnutzung trug das Finanzgericht Niedersachsen jedoch insoweit Rechnung, 
als es die Gesamtaufwendungen der Eheleute zeitanteilig im Verhältnis der vorbehaltenen Selbst-
nutzungstage zu den Gesamttagen des jeweiligen Streitjahres kürzte.  
 
Tipp: Das Finanzgericht Niedersachsen hat die Revision zugelassen. Ob der Bundesfinanzhof von 

seiner bisherigen Rechtsprechung abweichen wird, bleibt abzuwarten.  
 
 
Schenkungsteuer . Freibetragsnutzung durch Grundstücksschenkung an ein Kind 
bei anschließender Weiterschenkung an das Schwiegerkind 
 
Im Schenkungsteuerrecht werden bei Schenkungen unter nahen Angehörigen sehr großzügige 
Freibeträge gewährt. So können z. B. Eltern an ihre Kinder innerhalb eines Zehnjahreszeitraums Ver-
mögen in Höhe von insgesamt € 400.000,00 steuerfrei zuwenden. Die Freibeträge betragen für 
Schenkungen an Abkömmlinge der Kinder jedoch nur € 200.000,00 und an Schwiegerkinder nur 
€ 20.000,00. 
 
Diese Abstufung kann umgangen werden, in dem z. B. ein Grundstück zunächst von den Eltern an 
deren Kind übertragen wird und dieses das Grundstück dann in einem zweiten Schritt – unter Nutzung 
des vollen Freibetrags – an seine Kinder oder an den Ehegatten übertragen.  
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Über eine solche Gestaltung hatte der Bundesfinanzhof zu befinden. Im Streitfall übertrug ein Vater 
auf seinen Sohn das Eigentum an einer Wohnung. Mit notarieller Urkunde vom selben Tag übertrug 
der Sohn einen hälftigen Miteigentumsanteil an der Wohnung ohne besonderes Entgelt auf seine 
Ehefrau. Die Vertragsparteien erklärten die Auflassung und beantragten die Eintragung der Ehegatten 
als Miteigentümer im Grundbuch. Auf die Zwischeneintragung des Sohns als Alleineigentümer wurde 
verzichtet.  
 
Das Finanzamt ging davon aus, dass der Vater jeweils einen hälftigen Miteigentumsanteil an dem 
Grundstück dem Sohn und dessen Ehefrau freigebig zugewendet habe. 
 
Dem widersprach der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 30. November 2011. Er führte aus, dass bei der 
Prüfung der Frage, wer als Zuwendender und Bedachter an einer freigebigen Zuwendung beteiligt sei, 
es ausschließlich auf die Zivilrechtslage ankomme. Wendet der Bedachte den ihm zugewendeten 
Gegenstand ohne Veranlassung des Zuwendenden und ohne rechtliche Verpflichtung freigebig einem 
Dritten zu, scheide die Annahme einer Schenkung des Zuwendenden an den Dritten aus. Dies gelte 
auch dann, wenn der Zuwendende weiß oder damit einverstanden sei, dass der Bedachte den zuge-
wendeten Gegenstand unmittelbar im Anschluss an die Schenkung an einen Dritten weiterschenke.  
 
Nach diesen Grundsätzen sei auch zu entscheiden, wer Zuwendender und Bedachter ist, wenn Eltern 
ein Grundstück schenkweise auf ein Kind übertragen und das Kind unmittelbar im Anschluss an die 
aus-geführte Schenkung einen Miteigentumsanteil an dem erhaltenen Grundstück an seinen 
Ehegatten weiterschenken würde. 
 
Tipp: Aufgrund dieses Urteils ergeben sich in entsprechenden Fällen erhebliche Gestaltungsmöglich-

keiten. Die ursprüngliche Festsetzung der Steuer durch das zuständige Finanzamt zeigt jedoch 
auch, dass entsprechende Weiterschenkungen nur dann begünstigt sind, wenn der Begünstigte 
sie selbst veranlasst, d. h. selbst darüber entscheiden kann, ob er das Vermögen behält oder 
weiterverschenkt. Es ist daher auf eine saubere Dokumentation zu achten, um die Annahme 
des Finanzamts, dass eine unmittelbare Übertragung vom Steuerpflichtigen an einen Dritten 
erfolgt ist, zu widerlegen. 

 
 
Erbrecht . Pflichtteilsergänzungsanspruch auch für Schenkungen des Erblassers vor 
der Geburt der Abkömmlinge 
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit Urteil vom 23. Mai 2012 (Aktenzeichen IV ZR 250/11) die Frage 
entschieden, ob der Pflichtteilsergänzungsanspruch von Abkömmlingen voraussetzt, dass diese nicht 
nur im Zeitpunkt des Erbfalls, sondern schon im Zeitpunkt der Schenkung pflichtteilsberechtigt waren. 
 
Der Pflichtteilsergänzungsanspruch wurde vom Gesetzgeber geschaffen, um eine Aushöhlung des 
Pflichtteils durch Schenkungen des Erblassers an Dritte schon zu Lebzeiten zu unterbinden. Ein 
Pflichtteilsberechtigter kann gegebenenfalls in solchen Fällen eine Ergänzung seines Pflichtteils ver-
langen. Dadurch soll er so gestellt werden, als ob das verschenkte Vermögen noch im Nachlass vor-
handen wäre. 
 
Pflichtteilsberechtigt sind leibliche und adoptierte Kinder des Erblassers, Ehegatten und eingetragene 
Lebenspartner. Entferntere Abkömmlinge (Enkel, Urenkel usw.) und die Eltern des Erblassers sind nur 
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dann pflichtteilsberechtigt, wenn kein Abkömmling, der sie im Fall der gesetzlichen Erbfolge aus-
schließen würde, den Pflichtteil verlangen kann. 
 
Dem vom BGH entschiedenen Fall lag folgender – stark verkürzter – Sachverhalt zugrunde. Zwei 
Kläger machten gegen ihre Großmutter Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsansprüche nach ihrem 
verstorbenen Großvater geltend. Sie begehrten Auskunft über den Bestand des Nachlasses des 
Erblassers und Zahlung. Der Erblasser hatte vier Kinder, unter anderen die bereits vor ihm ver-
storbene Mutter der Kläger. Der Erblasser sowie die Großmutter der Kläger errichteten ein 
gemeinschaftliches Testament, in dem sie sich u. a. gegenseitig zu Erben einsetzten. Die Kläger 
wurden demnach enterbt. Ihnen verlieben Pflichtteilsansprüche sowie die streitigen Pflichtteilser-
gänzungsansprüche. 
 
Gestritten wurde über die Frage, ob den Klägern ein Pflichtteilsergänzungsanspruch nach § 2325 
BGB zusteht, da sie zwar im Zeitpunkt des Todes des Erblassers, nicht aber im Zeitpunkt der 
jeweiligen Schenkungen pflichtteilsberechtigt waren, da sie zum Zeitpunkt der Schenkungen noch gar 
nicht lebten. 
 
Der BGH hat nunmehr entschieden, dass der Pflichtteilsergänzungsanspruch nicht voraussetzt, dass 
die Pflichtteilsberechtigung bereits im Zeitpunkt der Schenkung bestand. Der BGH gibt mit dieser 
Entscheidung seine entgegenstehende frühere Rechtsprechung, die eine Pflichtteilsberechtigung so-
wohl im Zeitpunkt des Erbfalls als auch der Schenkung forderte (sogenannte Theorie der Doppel-
berechtigung), auf. Zur Begründung führt der BGH an, dass neben dem Wortlaut und der Ent-
stehungsgeschichte der Vorschrift auf den Sinn und Zweck des Pflichtteilsrechts abzustellen sei, das 
eine Mindestteilhabe naher Angehöriger am Vermögen des Erblassers sicherstellen soll. Hierfür sei 
unerheblich, ob der im Erbfall Pflichtteilsberechtigte schon im Zeitpunkt der Schenkung pflichtteils-
berechtigt war oder nicht. 
 
Tipp: Das Pflichtteilsrecht wurde mit der Rechtsprechungsänderung erheblich erweitert. Daraus ergibt 

sich eine verbesserte Position für gesetzliche Erben, die durch Testament enterbt wurden. 
Gleichzeitig ergibt sich möglicherweise Anpassungsbedarf bei bestehenden Testamenten. 
Schließlich muss die neue Rechtsprechung bei der Gestaltung der Nachfolgeplanung berück-
sichtigt werden.  

 
 
Arbeitsrecht . Arbeitgeber darf ärztliches Attest ohne besonderen Anlass schon am 
ersten Krankheitstag fordern 
 
Ist ein Arbeitnehmer arbeitsunfähig erkrankt, muss er gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 EFZG (Entgeltfort-
zahlungsgesetz) spätestens nach drei Kalendertagen eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
beim Arbeitgeber vorlegen. Der Arbeitgeber ist aber laut Landesarbeitsgericht Köln auch berechtigt, 
die Vorlage ohne besonderen Anlass früher zu verlangen (LAG Köln, Urteil vom 14.09.2011, Az.: 3 Sa 
597/11). 
 
In dem vom LAG Köln entschiedenen Fall hatte sich eine Arbeitnehmerin für den Tag krank gemeldet, 
für den sie vorher vergeblich eine Dienstreise beantragt hatte. Der Arbeitgeber hatte sie daraufhin auf-
gefordert, künftig am ersten Tag der Krankmeldung ein ärztliches Attest einzuholen und vorzulegen. 
Die Arbeitnehmerin sah das als sachlich ungerechtfertigt an. 
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Dieser Auffassung ist das Landesarbeitsgericht Köln nicht gefolgt. Das Verlangen des Arbeitgebers, 
eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung schon ab dem ersten Tag der Krankheit vorzulegen, bedürfe 
weder einer Begründung noch sei die Aufforderung des Arbeitgebers vom Gericht auf billiges Er-
messen zu überprüfen. 
 
 
Mietrecht . Fristlose Kündigung wegen verspäteter Mietzahlungen 
 
Mahnt der Vermieter den Mieter nach mehrfacher unpünktlicher Mietzahlung ab, so ist er zur fristlosen 
Kündigung des Mietverhältnisses berechtigt, wenn auch die nächste auf die Abmahnung folgende 
Miete verspätet eingeht (BGH, Urteil vom 14.09.2011 - VIII ZR 301/10). 
 
Nach § 543 Abs. 1 BGB kann der Vermieter den Mietvertrag fristlos kündigen, wenn ihm unter Berück-
sichtigung aller Umstände des Einzelfalles, insbesondere des Verschuldens der Parteien, und unter 
Abwägung der beiderseitigen Interessen ein Festhalten am Vertrag nicht mehr zuzumuten ist. Diese 
Voraussetzung kann insbesondere dann gegeben sein, wenn der Mieter die vereinbarte Miete trotz 
einer Abmahnung des Vermieters weiterhin unpünktlich zahlt. 
 
 
ttp intern 
 
Wissensdatenbank im Internet 
 
Alle Artikel unserer Mandantenbriefe können Sie auch auf unserer Homepage sowohl chronologisch 
als auch nach Themen sortiert nachlesen. Besuchen Sie unsere Homepage unter www.ttp.de. Teilen 
Sie uns Ihre e-Mail-Adresse mit, sofern wir auch Ihnen künftig den Mandantenbrief per e-Mail zu-
senden können. 
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